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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in Verbindung mit § 3 

Abs. 2 des Eigenbetriebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Stadt Ravensburg am 13. 

Juli 2026 die folgende  

 

Satzung zur Änderung der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb '"Städtische 
Wohnungen Ravensburg" 

 

vom 12. Dezember 2022 erlassen: 

 

Artikel 1 – Satzungsänderungen  

 

1. In § 7 Abs. 5 werden die Worte "vierteljährlich zum Quartalsende" durch die Worte "mindes-

tens halbjährlich" ersetzt. Das Wort "schriftlich" wird gestrichen. 

2. In § 7 Abs. 6 werden die Worte "sowie die Berichte nach Absatz 5 rechtzeitig zuzuleiten" 

gestrichen. 

3. Die Zuständigkeitstabelle wird durch folgende Tabelle ersetzt:  

 

 Angelegenheit Betriebsleitung Betriebsaus-

schuss 

Gemeinderat 

bis zu Euro bis zu Euro ab Euro 

1 2 3 4 5 

1 Grundsatzentscheidungen über Neu-
bau, Umbau, Erweiterung und Neuge-
staltung von Hoch- und Tiefbauten 
sowie von Grünanlagen, Anerkennung 
von Schlussabrechnungen 

100.000 1.000.000 1.000.000 

2 Bewirtschaftung der Aufwendungen 
und Erträge des Ergebnishaushalts, 
soweit nichts anderes bestimmt ist 

unbegrenzt -- -- 

3 Vergabe von Arbeiten, Leistungen und 
Lieferungen 
a) nach der Vergabe – und Vertrags-

ordnung für Bauleistungen (VOB)  
b) nach Vergabeordnung (VgV) und 

der Unterschwellenvergabever-
ordnung (UVgO) 

c) Werkverträge 

 

1.000.000 

 

100.000 

 

 

100.000 

 

-- 

 

500.000 

 

 

500.000 

 

1.000.000 

 

500.000 

 

 

500.000 

4 Zustimmung im Einzelfall zu 
a) Mehrauszahlungen des Liquidi-

tätsplans (soweit sie nicht unab-
weisbar sind) einschließlich Zu-
stimmung zu einer dadurch ent-
standenen Erhöhung der Kosten-
anschlagssumme für das einzelne 
Vorhaben im Betrag, sofern die 
Deckung im laufenden Jahr ge-
währleistet, ist  

b) über- und außerplanmäßige Ver-
pflichtungsermächtigungen im 
Rahmen des Gesamtbetrags der 
Verpflichtungsermächtigungen 

 

100.000 

 

 

 

 

 

 

 

100.000 

 

500.000 

 

 

 

 

 

 

 

500.000 

 

 

500.000 

 

 

 

 

 

 

 

500.000 

 

5 a) Aufnahme von Krediten im Rah-
men der im Wirtschaftsplan ge-
nehmigten Kreditermächtigungen 

b) Umwandlung von Krediten (Neu-
vereinbarung des Zinssatzes, Um-

unbegrenzt 

 

unbegrenzt 

 

-- 

 

 

-- 

-- 

 

 

-- 
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schuldungen, Laufzeitverlänge-
rungen u. Ä.) 

 

6 Erlass und Niederschlagung von For-
derungen im Einzelfall 

100.000 200.000 200.000 

7 Stundungen im Einzelfall unbegrenzt -- -- 

8 Verkauf beweglicher Vermögensge-
genstände mit einem Wert von 

50.000 250.000 250.000 

9 Aufteilung bewegliches und unbeweg-
liches Vermögen 
a) Abschluss von Miet- oder Pacht-

verträgen über bebaute und unbe-
baute Grundstücke  

b) Abschluss von Miet- und Pachtver-
trägen über bewegliches Vermö-
gen, Leasingverträge (Jahresbe-
träge) 

c) Wohnungsvermietung 

 

 

250.000 

 

100.000 

 

 

 

unbegrenzt 

 

 

500.000 

 

200.000 

 

 

500.000 

 

200.000 

10 Erwerb, Veräußerung, Tausch, und 
sonstige Verfügungen bei Grundstü-
cken und grundstücksgleichen Rech-
ten einschließlich Ausübung gesetzl. 
oder vertragliche Vorkaufsrechte, 
Grunderwerbs- und Ankaufsrechte bis 
zu einem Wert im Einzelfall von  

200.000 1.000.000 1.000.000 

11 Abschluss und Kündigung von Versi-
cherungen (jährlicher Prämienauf-
wand) 

20.000 unbegrenzt -- 

12 Führung von Rechtsstreitigkeiten mit 
finanziellen Auswirkungen für den 
Betrieb (Gesamtbetrag) und Abschluss 
von Vergleichen gerichtlich und außer-
gerichtlich (Betrag des Zugeständnis-
ses), Schuldanerkenntnisse 

50.000 200.000 200.000 

 

Artikel 2 - Inkrafttreten  

Diese Satzung tritt am 01.08.2026, frühestens jedoch am Tag nach der öffentlichen Bekannt-

machung in Kraft.  

 
Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Ba-

den-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und Formvor-

schriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, 

wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 

Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung bei der Stadt 

Ravensburg geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, ohne tätig zu 

werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später geltend machen, wenn  

• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntma-

chung verletzt worden sind oder  

• der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widerspro-

chen hat oder  
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• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder eine 

dritte Person die Verletzung gerügt hat. 

 

Ravensburg, 14.07.2026 

 

 

 

Dr. Daniel Rapp, Oberbürgermeister 

 

Tag der Bereitstellung: 29.07.2026 
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